
R E C H T S G R U N D L A G E N

1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.
August 1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch
das Gesetz vom 27. Juli 2001 (BGBI. I S. 1950)

2. Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466)

3. Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1991 (BGBl. I S. 58)

4. Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV NW S. 256)

5. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. März 2002 (BGBI. I S.1193)

6. Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 160)

7. Hauptsatzung der Stadt Rheine vom 15. Dezember 1997 in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1997; zuletzt geändert
durch Ratsbeschluss vom 3. Juli 2001

Verfahrensvermerke 
 
 
Für die städtebauliche Planung 
Rheine, 29.04.08 Produktgruppe Stadtplanung 
 
                                                                                       gez. M. Gellenbeck 
 _______________________ 
 Städt. Baurätin z.A. 
 
Die Planunterlagen sowie die Darstellungen und Festsetzungen entsprechen den Anforde-
rungen der §§ 1 und 2 der Planzeichenverordnung. 
 
Rheine, 29.04.08 Produktgruppe Vermessung 
 
                                                                                        gez. Hildebrandt 
 _______________________ 
 Städt. Vermessungsrätin 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss „Planung und Umwelt“ der Stadt Rheine hat in seiner Sit-
zung am 14.08.07 die Änderung und Ergänzung dieses Bebauungsplanes gemäß
§ 1 Abs. 8 BauGB beschlossen. 
 
Rheine, 29.04.08  Die Bürgermeisterin 
  In Vertretung 
 
                                                                                        gez. Kuhlmann 
  _______________________ 
  Beigeordneter 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB hat in der Zeit vom 10.09.07 bis 
einschließlich 01.10.07 stattgefunden. 
 
Der Änderungs- und Ergänzungsentwurf hat mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB auf-
grund des Beschlusses des Stadtentwicklungsausschusses „Planung und Umwelt“ der Stadt 
Rheine vom 28.11.07 in der Zeit vom 17.01.08 bis einschließlich 18.02.08 öffentlich ausgele-
gen. 
 
Rheine, 29.04.08  Die Bürgermeisterin 
  In Vertretung 
 
                                                                                        gez. Kuhlmann 
  _______________________ 
  Beigeordneter 
 
Die Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 1 BauGB durch 
den Rat der Stadt Rheine am 29.04.08 als Satzung beschlossen worden. 
 
Rheine, 30.04.08   
 
gez. Angelika Kortfelder                                              gez. Theo Elfert 
_________________________  _______________________ 
Die Bürgermeisterin  Schriftführer 
 
Der Satzungsbeschluss für diese Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes ist gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 16 der Hauptsatzung der Stadt Rheine in der Mün-
sterländischen Volkszeitung am 16.05.08 ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Mit dieser Bekanntmachung ist die Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes rechts-
verbindlich. 
 
Rheine, 16.05.08  Die Bürgermeisterin 
  In Vertretung 
 
                                                                                        gez. Kuhlmann 
  _______________________ 
  Beigeordneter 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 

zur 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 129, 
Kennwort: "Industriegebiet Baarentelgen-Nord“ 

 
 
I. Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB bzw. nach B auNVO 
 
1. Die in § 9 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 BauNVO aufgeführten, ausnahmsweise 

im Industriegebiet zulässigen Nutzungen (Wohnungen für Aufsichts-
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter; 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke) sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen. 

 
2. Zur Sicherung des Industriegebietes vorwiegend für produzierendes 

und weiterverarbeitendes Gewerbe und um Schädigungen der Innen-
stadt und der anderen zentralen Versorgungsbereiche zu vermeiden, 
sind Einzelhandelsbetriebe gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO ausgeschlos-
sen. 

 
3. Eine ca. 6.000 qm große Teilfläche der planfestgestellten Bahnparzelle 

(Flur 151, Flst. 24, Gemarkung Rheine-Stadt) muss entwidmet bzw. frei-
gestellt werden. Ein entsprechender Antrag ist bereits beim Eisenbahn-
Bundesamt, Außenstelle Essen anhängig. 

 Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist die bahnfremde, bauliche und ver-
kehrliche Inanspruchnahme dieses Teilstückes erst dann zulässig, 
wenn die Freistellung von Bahnbetriebszwecken erfolgt ist. 

 
4. Von künftigen Bauvorhaben des Plangebietes dürfen keine negativen 

Auswirkungen, z.B. Rauch, Licht oder andere Emissionen, ausgehen, 
die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Autobahn A 30 
gefährden. Anlagen der Außenwerbung, die den Verkehrsteilnehmer 
auf der BAB ansprechen sollen, sind nicht zulässig. 

 
5. Der Änderungsbereich liegt innerhalb des Bauschutzbereiches und im 

Wirkungsbereich der flugsicherungstechnischen Anlagen des militäri-
schen Flugplatzes Rheine-Bentlage. 

 Aus Sicht des Bauschutzbereiches dürfen Bauhöhen von ca. 83 m über 
Grund (etwa 120 m ü. NN) nur überschritten werden, wenn zuvor die 
Wehrbereichsverwaltung West, Wilhelm-Raabe-Straße 46, 40470 Düs-
seldorf beteiligt wurde. Aus Sicht der Wirkungskreise der flugsiche-
rungstechnischen Anlagen dürfen Bauhöhen von 20 m über Grund nur 
mit Zustimmung der o.g. Behörde überschritten werden. Dies gilt auch 
für Aufbau und Benutzung von Baugerät während der Bauzeit. 

 
 

II. Hinweise  
 
1. Die bisher verbindlichen Festsetzungen und Hinweise wurden entweder 

in diese Bebauungsplanänderung übernommen oder sind entfallen bzw. 
ersatzlos gestrichen worden. 

 
2. Vor Ansiedlung „trinkwasserintensiver“ Industrie ist eine Abstimmung 

mit der Energie- und Wasserversorgung Rheine GmbH erforderlich. 
Ebenfalls abstimmungsbedürftig ist die Sicherstellung der Stromversor-
gung durch eigene, private Kundenstationen. Die Versorgung mit Erd-
gas erfolgt nur bei nachgewiesener Wirtschaftlichkeit. 

 
3. Löschwasser steht mit 1.600 l/Min. als Grundschutz nach DVGW Ar-

beitsblatt W 405 zur Verfügung. Eine darüber hinausgehende Lösch-
wasserbereitstellung kann über das öffentliche Trinkwasserrohrnetz 
nicht gewährleistet werden. Diesbezüglich sind je nach Bauvorhaben in-
dividuelle Brandschutzmaßnahmen im Löschbereich (Umkreis von 300 
m um das Brandobjekt) erforderlich; z.B. Löschwasser aus offenen 
Wasserläufen (hier evtl. Kanal), Teichen, Schwimmbecken, Brunnen 
oder Behältern. Im Rahmen der Baugenehmigungs- oder BImSchG-
Verfahren müssen die Maßnahmen je nach Einzelfall sachgerecht kon-
kretisiert werden. 

4. Gutachterlich wurde ermittelt, dass nach Auffüllung des Geländes auf 
37,2 m ü.NN (Beachtung eines Mindest-Durchlässigkeitsbeiwertes) zur 
Einhaltung des Grundwasserflurabstandes eine Versickerung von unbe-
lastetem, nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser möglich
ist. 

 Mit den zuständigen Wasserbehörden wurde vereinbart, dass mindes-
tens 40 % der gesamten befestigten Fläche zu versickern ist. Das Nie-
derschlagswasser der restlichen Flächen (maximal 60 %) ist dem Re-
genklärbecken und anschließend dem Regenrückhaltebecken zuzulei-
ten. Für die Versickerung kommt nur Niederschlagswasser von Dachflä-
chen in Frage, also kein Regenwasser von Lagerplätzen oder befestig-
ten Hof- und Rangierflächen. 

 
5. Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes, die Ko-

ordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen anderer Lei-
tungsträger ist Voraussetzung, dass Beginn und Ablauf der Erschlie-
ßungsmaßnahmen dem zuständigen Ressort Dt. Telekom Netzproduk-
tion, Technische Infrastruktur Münster mindestens drei Monate vorher 
schriftlich angezeigt werden. 

 
6. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bo-

denfunde, d.h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. 
Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Rheine und dem 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Archäologie für Westfalen, 
Außenstelle Münster unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 und 16 Denkmal-
schutzgesetz NRW). 

 
7. Für bauliche Anlagen im Bereich des Betriebsgeländes der Wasser-

und Schifffahrtsverwaltung des Bundes ist eine strom- und schifffahrts-
polizeiliche Genehmigung beim Wasser- und Schifffahrtsamt Rheine zu 
beantragen. Bei der Ausführung des Regenrückhaltebeckens ist die 
Ausbildung des Dammes zur Wasserstraße in Abstimmung mit der o.g. 
Behörde standsicher gemäß DIN vorzusehen. 

 Sollten Hochbauten im Grenzbereich zur Bundeswasserstraße geplant 
werden, muss das WSA Rheine beteiligt werden. 

 
8. Aus eisenbahnrechtlicher Sicht ist Folgendes zu beachten: 
 Bei der Schaffung neuer Nutzungs- und Baurechte ist nach dem Priori-

tätsgrundsatz auf bestehende Rechte Rücksicht zu nehmen, d.h. even-
tuell erforderliche Schall- und Schutzmaßnahmen sind dem Planungs-
träger der neu hinzukommenden Nutzung aufzuerlegen. 

 Die Grenzabstände nach der BauO NRW müssen eingehalten werden. 
Die Hinzurechnung von Betriebsanlagen öffentlicher Einrichtungen ist 
nur ausnahmsweise mit Zustimmung des Eigentümers möglich. 

 Im Rahmen der Planung des nördlich gelegenen Regenrückhaltebe-
ckens ist sicherzustellen, dass die Standsicherheit des Bahnkörpers 
nicht gefährdet wird. 

 
9. Diese Bebauungsplanänderung wurde auf einer grafischen Datenverar-

beitungsanlage erstellt. Auskünfte über die geometrisch genaue Lage 
u.a. der Straßenbegrenzungslinie erteilt der Fachbereich Planen und 
Bauen, Produktgruppe Vermessung. 

 


